Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache Vl/1341 


Antrag 

der Abgeordneten Dr. Martin, Picard, Dr. Götz 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Erziehungsberatungsstellen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gefordert, mit den zuständi- 
gen Ländergremien konkrete Gespräche zu führen, mit dem 
Ziel 

— die Länderrichtlinien für den Aufbau und Ausbau der 
Erziehungsberatungsstellen verbindlich zu machen 

— entsprechende Ausführungsbestimmungen zum JWG zu 
erlassen 

— eine generelle finanzielle Beteiligung der Länder an den 
Erziehungsberatungsstellen sicherzustellen. 

2. Sofern die Gespräche mit den Ländern zu keiner zufrieden- 
stellenden Lösung bei dem Aufbau der Erziehungsberatungs- 
stellen führen, wird die Bundesregierung alternativ aufge- 
fordert, durch eine Änderung und Konkretisierung des § 5 
des Gesetzes für Jugendwohlfahrt (JWG) die Einrichtung 
und Förderung von Erziehungsberatungsstellen zur Pflicht- 
aufgabe der Organe der öffentlichen Jugendhilfe zu machen. 

3. Die Bundesregierung wird außerdem aufgefordert, die Län- 
der zu veranlassen, die Erziehungsberatungsstellen in den 
Schulpflichtgesetzen rechtlich zu verankern. 

4. Die Bundesregierung wird weiterhin aufgefordert, die För- 
derung der zentralen Weiterbildung bei der Bundeskonfe- 
renz für Erziehungsberatung dahin gehend auszubauen, daß 
ein von Bund und Ländern gemeinsam finanziertes Institut 
die generelle Fort- und Weiterbildung aller in den Erzie- 
hungsberatungsstellen Tätigen sicherstellt. 


Bonn, den 30. Oktober 1970 


Dr. Martin 
Picard 
Dr. Götz 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
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Drucksadle VI/ 1341 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Begründung 

In der Antwort auf die Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion 
— Drucksache VI/ 1041 — hat die Bundesregierung die Auffas- 
sung vertreten, daß der § 5 des Gesetzes für Jugendwohlfahrt 
(JWG) die Verpflichtung der Jugendhilfeträger, Erziehungs- 
beratungsstellen zu fördern und einzurichten, nicht genügend 
konkretisiert. Die CDU/CSU-Fraktion hält es angesichts der un- 
zureichenden Versorgung der Bevölkerung mit Erziehungsbe- 
ratungsstellen und im Hinblick auf die große Bedeutung der 
Erziehungsberatungsstellen für die Gesellschaft und für eine 
freiheitlich-demokratische Erziehung für dringend erforderlich, 
die Verpflichtung der örtlichen Träger der Jugendhilfe zur Ein- 
richtung von Erziehungsberatungsstellen umgehend zu konkre- 
tisieren. Das kann einmal geschehen durch entsprechende Aus- 
führungsbestimmungen und eine generelle finanzielle Beteili- 
gung der Länder, zum anderen aber auch durch eine Änderung 
des § 5 JWG. Gleichzeitig sollten die Erziehungsberatungsstel- 
len auch in den Sdrulpflichtgesetzen der Länder rechtlich ver- 
ankert werden. 
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